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Petition 

Abgeordnete/r zum Nationalrat 

Mag.a Selma Yildirim 

An Herrn 
Präsidenten des Nationalrates  
Mag. Wolfgang Sobotka 
Parlament 
1017 Wien, Österreich 

Wien _________________ , am 27.2.2020  

Sehr geehrter Herr Präsident! 

In der Anlage überreiche ich/ überreichen wir Ihnen gem. §100 (1) GOG-NR die Petition betreffend 

Abschiebestopp für Auszubildende in Pflegeberufen 

Seitens der EinbringerInnen wird das Vorliegen einer Bundeskompetenz in folgender Hinsicht 

angenommen: 

Fremdenpolizeigesetz 

Dieses Anliegen wurde bis zur Einbringung im Nationalrat von 2486               BürgerInnen unterstützt. 

Mit der Bitte um geschäftsordnungsmäßige Behandlung dieser Petition verbleibe ich/verbleiben 

wir mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 

Hinweis: Ggf. vorgelegte Unterschriftenlisten werden nach dem Ende der parlamentarischen Behandlung 
datenschützkonform vernichtet bzw. gelöscht, soweit diese nicht nach den Bestimmungen des 
Bundesarchivgesetzes zu archivieren sind. 
 
Abschiebestopp für Auszubildende in Pflegeberufen! 
Wir fordern eine Koalition der Vernunft und Menschlichkeit im Nationalrat! 

Händeringend wird in ganz Österreich nach qualifiziertem Pflegepersonal gesucht, 
schon jetzt können ganze Abteilungen neu errichteter Alten- und Pflegeeinrichtungen 
wegen fehlendem Personal nicht in Betrieb gehen. Nach einer aktuellen Studie des 
Gesundheitsministeriums werden in den zehn Jahren bis 2030 75.000 zusätzliche 
Pflegefachkräfte zur Deckung des Bedarfs gebraucht. Angekündigte Veränderungen 
in der Pflegeausbildung und geplante Werbemaßnahmen seitens der 
Bundesregierung ändern nichts daran, dass es bereits jetzt einen gravierenden 
Mangel an Pflegepersonal gibt. 
Einer der sich derzeit in Tirol als Pflegeassistent ausbilden lässt ist Mohammad 
Haroon Faqiri (MHF), der im August 2015 vor der Zwangsrekrutierung durch die 
Taliban aus seinem Heimatland Afghanistan nach Österreich geflohen ist. 
MHF hat sich seither in Innsbruck hervorragend integriert (siehe 
www.facebook.com/MHFsoIIBleiben/ und www.youtube.com/watch?v=m3-78tlltoA) 

Trotzdem hat das Bundesverwaltungsgericht im Dezember 2019 den Asylantrag von 
Mohammad Haroon Faqiri auf allen Ebenen abgelehnt - kein Asyl, keine subsidiärer 
Schutz, kein humanitäres Bleiberecht. Eine Anwaltskanzlei hat beim 
Verfassungsgerichtshof (VfGH) eine außerordentliche Revision eingebracht, die 
einen vorläufigen Abschiebeschutz gewährt. Sollte der VfGH in den nächsten 
Wochen/Monaten eine negative Entscheidung fällen, wäre MHF akut von 
Abschiebung nach Afghanistan bedroht. 
Mohammad Haroon Faqiri ist kein Einzelfall. Zahlreiche andere AsylwerberInnen, die 
bestens integriert seit vier, fünf Jahren in Österreich leben und eine Ausbildung in 
einem Mangelberuf absolvieren, sind aufgrund der restriktiven Asylpolitik und einer 
ebensolchen Rechtsprechung akut von Abschiebung bedroht. 
Daher ersuchen wir die 183 Mitglieder des österreichischen Nationalrats, über 
Parteigrenzen hinweg, in einer Koalition der Vernunft und Menschlichkeit initiativ zu 
werden. Wir fordern: 

1. Maßnahmen, die einen sofortigen Abschiebestopp für alle 
AsylwerberInnen sicherstellen, die eine Ausbildung in einem 
Mangelberuf absolvieren. 

2. Gesetzliche Gleichstellung von schulischen Ausbildungen in Mangelberufen 
(wie jenen in der Pflege) mit jenen in Lehrberufen und der damit 
verbundenen Garantie auch bei einem negativen Asylbescheid diese 
Ausbildung abschließen zu können. 
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3. Erneute Schaffung der Möglichkeit für AsylwerberInnen in 
Mangelberufen eine Lehrausbildung zu beginnen. 

4. Eine gesetzliche Regelung, welche dieser Personengruppe die 
Möglichkeit eröffnet, nach Abschluss ihrer Ausbildung in Österreich zu 
arbeiten und dauerhaft ihren Beitrag für die österreichische 
Gesellschaft leisten zu können. 

Im Bescheid des Bundesverwaltungsgerichts (BVwG) steht als eine zentrale 
Begründung der Ablehnung des Asylantrags von MHF mit Berufung auf 
oberstgerichtliche Entscheidungen folgender Satz: „Es überwiegen daher die 
öffentlichen Interessen an der Aufenthaltsbeendigung, insbesondere das Interesse 
an der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden 
Vorschriften, denen aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung ein hoher Stellenwert zukommt." 
Wir stellen diesem auf Abschottung und unmenschliche Abschiebungen abzielenden 
„öffentlichen Interesse" eine Alternative gegenüber. 
Demnach gibt es ein eindeutiges öffentliches Interesse, wonach alle in Österreich zur 
Pflegekraft ausgebildeten AsylwerberInnen im Lande bleiben und zur Milderung des 
Pflegenotstands beitragen können. 
In Tirol werden die genannten vier Forderungen in ihrer inhaltlichen Ausrichtung 
bereits von PolitikerInnen aus fünf Parteien (ÖVP, SPÖ, Grüne, Liste Fritz, NEOS) 
unterstützt. 
Zugleich rufen wir die unabhängigen Medien in Österreich auf, diese Kampagne mit 
vertiefenden Recherchen zu begleiten. 
Mit Ihrer Unterschrift unter die vier Forderungen dieser Petition tragen Sie dazu bei, 
unverantwortliche Abschiebungen zu verhindern und gleichzeitig den Pflegenotstand 
zu lindern.. Jede Unterschrift trägt dazu bei, dass sich eine Koalition der Vernunft 
und Menschlichkeit durchsetzt. 
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